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„DenAbgeordnetenmussder
Popo ganz schön weh tun“
110 oberösterreichische Schüler übten Politik im Jugendparlament
Von Jasmin Bürger

WIEN. Was machen eigentlich die
Abgeordneten im Nationalrat den
ganzen Tag? Das durften 110
Schüler aus Oberösterreich am
Freitag im Parlament selbst erle-
ben: Im Zeitraffer wurde ein Ge-
setzesbeschluss nachgespielt –
vonBeratungen imKlubüberAus-
schusssitzungen bis zur Plenar-
debatte und dem Beschluss.

Mit dem Thema – härtere Stra-
fen für Verhetzung im Internet –
hatte NationalratspräsidentinDo-
ris Bures (SP) als Gastgeberin den
Nerv der Jugendlichen zwischen
14und16Jahrengetroffen. Inden
vier Klubs (türkis, weiß, gelb und
violett), die jeweils von einem Ab-
geordneten betreut wurden, wur-
de der als Diskussionsgrundlage
vorliegende Gesetzesentwurf
schnell heftig diskutiert.

Soll es für einen „Ausrutscher“,
wenn jemand etwa unbedacht ein
Posting im Internet teilt, wirklich
bis zu fünf Jahre Haft geben, frag-
te etwa Seline Unterwaditzer von
denGelben inder erstenVerhand-
lungsrundemit ihrenMitstreitern.

Debatte über Hasspostings
Lucia Herber von den Weißen ar-
gumentiertegegenNachsicht: „Ein
Posting kann nicht unabsichtlich
passieren.“ Und Leonard Reder,
der mit den Türkisen den größten
Klub vertrat, befand: „Ein Ausrut-
scher kann nur ein Akt der gerin-
gen Selbstbeherrschung sein.“

Manch einer tat sich schwer, in
die Rolle des Politikers zu schlüp-
fen, der Gesetzestext sei „eine He-
rausforderung“, sagteneinige.An-

dere wirkten nach wenigen Stun-
den bereits wie Profis: Da wurde
etwa das Argument, man könnte
statt Strafen auchpräventiveMaß-
nahmen vorsehen, sehr deutlich
abgewiesen: „Prävention funktio-
niert nicht, sonst würden wir heu-
te nicht hier sitzen“, hieß es aus
den türkisen Reihen.

Und wieder andere kämpften
mit den Weiten des Hohen Hau-
ses: „Jetzt samma einen Riesen-
Umweggegangen“, tönte esmehr-
mals durch die Säulenhalle.

Neben den Abgeordneten von
SPÖ, ÖVP, FPÖ, Grünen und Neos
standen den Schülern auch Exper-
ten zur Seite. Strafrechts-Profes-
sor Farsam Salimi etwa wurde zur
Möglichkeit „straffreier Ausrut-
scher“befragt: „Diegibt’s imStraf-
recht eigentlich nicht. Aber ein
Vorsatz muss schon gegeben
sein“, so Salimi.

Disziplinierter als die tatsächli-
chenAbgeordnetenzeigtesichdie
Jugend bei der Plenardebatte:
Keineinzigerüberschritt seineRe-

dezeit, auch Zwischenrufe gab es
nicht. Den Schülernwar es freilich
auch gelungen, den Verhetzungs-
paragrafen so zu ändern, dass er
einstimmig angenommen wurde.
Lob gab es auch vom Dritten Na-
tionalratspräsidenten Norbert
Hofer, der die Sitzung leitete: „Ei-
nige Reden waren besser als die,
die wir sonst hier hören.“

Lust auf Politik
Die Politik sehen viele nunmit an-
derenAugen:DertürkiseWortfüh-
rer Reder etwa will sich „mehrmit
Meinungen beschäftigen“, aber
„lieber Anwalt werden“. Schulkol-
legin Lucia hingegen „kann sich
jetzt schon vorstellen, in die Poli-
tikzugehen“.UndauchMartinOu,
Klubobmann der Gelben, fühlte
sich in der Rolle rechtwohl.Wobei
die langen Sitzungsstunden auch
ermatten: „Den Abgeordneten
muss der Popo ganz schön weh
tun“, sagte Ou – zu einem Zeit-
punkt, als die Plenardebatte noch
nicht einmal begonnen hatte.

„Das Parlament gehört je-
dem Staatsbürger, jeder
Staatsbürgerin.FühlenSie
sich hier wie zuhause.“
❚Gottfried Kneifel, Bundesrats-Prä-
sident, hatte die Jugendlichen aus sei-
nemHeimat-Bundesland schon am
Vorabend der Parlamentssitzung im
Hohen Haus empfangen

„Das ist hier auch ein biss-
chen wie Krieg, ein Krieg
derWorte.Manmerkt
schon, dass jeder etwas
will und das auch durch-
setzenmöchte.“
❚Martin Ou, Akademisches
Gymnasium Linz

Schüler bei ihrer ersten Plenardebatte Foto: Parlamentsdirektion/Zinner

„Ichwerdemich jetztmehr
mit Politik undMeinun-
gen beschäftigen.Wenn
dasmehrMenschen tun
würden, glaube ich, wür-
den auchWahlergebnisse
anders aussehen.“
❚ Leonard Reder, BRG Hamerling

„Gefühl der Ohnmacht“
Flüchtlinge machen Bürgern zunehmend Sorgen
LINZ.Mehr als die Hälfte der Öster-
reicher befürwortet einen Grenz-
zaun, um die Einreise von Flücht-
lingen zu kontrollieren. Generell
herrscht bundesweit eine klare
Vorstellung, welche weiteren Maß-
nahmen notwendig wären: 85 Pro-
zent wollen ein Fortführen der
Grenzkontrollen in Österreich so-
wie eine Aufnahme-Quote für alle
EU-Länder.DasergabeineUmfrage
des LinzerMeinungsforschungsin-
stituts IMAS, die am Freitag veröf-
fentlicht wurde (Grafik oben).

„Insgesamterhärtet sichder Ein-
druck,dasssich inderBevölkerung

ein Gefühl der Ohnmacht und der
Überforderung breitmacht“: So in-
terpretiert IMAS die Ergebnisse.
Andererseits zeigen die Österrei-
chervielAnteilnahmeamSchicksal
der Flüchtlinge (26 Prozent). Auf-
grund der aktuellen Flüchtlingssi-
tuationwachsen aber auch die Sor-
gen (22 Prozent). Es dominieren
Sorgen wegen einer möglichen Is-
lamisierung, Zunahme von Gewalt
und Kriminalität sowie Angst um
den eigenen Arbeitsplatz.

Befragt wurden tausend Öster-
reicherab16 imOktober–nochvor
dem Terroranschlag in Paris.

UMFRAGE ZUR FLÜCHTLINGSSITUATION 2015*

Zufriedenheit mit Politik

Maßnahmen für Umgang mit Situation der Flüchtlinge

Einstellung zur Unterbringung von Flüchtlingen

Fortsetzung der Grenzkontrollen
in Österreich

Angaben in % der Befragten, Rest auf 100 = keine Angaben

EU-Regelung über Flüchtlings-
quoten pro Land

Aufnahmestopp für Flüchtlinge
in Österreich

Aufteilung auf Bundesländer, not-
falls Durchgriffsrecht des Bundes
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